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Effizienter Staat

Wege aus der Schuldenmisere

Jeder Bundesbürger muss derzeit rein rechnerisch für Bundesschulden von
8.840 Euro geradestehen – mehr als doppelt so viel wie vor zehn Jahren.
Auch die Länder leben immer stärker auf Pump: Die auf jedem Landeskind
lastende öffentliche Schuld kletterte seit 1993 von durchschnittlich 2.472 auf
4.940 Euro. Besorgnis erregend ist vor allem die Entwicklung in den neuen
Bundesländern. Die Pro-Kopf-Verschuldung stieg im vergangenen Jahrzehnt
in Mecklenburg-Vorpommern gleich um 877 Prozent, in Thüringen um 521
Prozent und in Sachsen-Anhalt um 472 Prozent. Das rasante Wachstum des
Schuldenbergs ist auch darauf zurückzuführen, dass die Ost-Länder deut-
lich über ihre Verhältnisse leben. Mecklenburg-Vorpommern beispielsweise
lässt sich die politische Führung und die zentrale Verwaltung knapp 500 Euro
je Einwohner kosten – rund 200 Euro mehr als Niedersachsen. Auch im Be-
reich der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ist der Osten mehr als großzü-
gig. Unterm Strich kommen in Brandenburg auf 1.000 Einwohner 41 Staats-
diener, in Sachsen-Anhalt sind es 46 und in Berlin gar 48. Das Saarland und
Niedersachsen kommen dagegen mit 31 bzw. 29 Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst aus.

Um die öffentliche Verwaltung zu verschlanken, müssen mehr Aufgaben von
privater Hand erledigt werden – etwa die Stromversorgung oder der öffentli-
che Nahverkehr. Zudem könnte selbst in hoheitlichen Bereichen wie der Po-
lizei ein flexibleres Budget- und Dienstrecht für mehr Effizienz sorgen. Auch
Verwaltungsabläufe lassen sich transparenter organisieren und einem stren-
gen Controlling unterwerfen. Schließlich muss im gesamten öffentlichen Sektor
die Aufgabenverteilung zwischen den Gebietskörperschaften ständig kon-
trolliert werden, um einen mehrfachen Prüfungs- und Planungsaufwand zu
vermeiden.
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Mancher Nachbar macht‘s günstiger
Staatstätigkeit

Eigentlich sind alle klamm – ange-
fangen vom Bund über die Länder bis
hin zu den Gemeinden (Grafik). So muss
jeder Bundesbürger derzeit für Bundes-
schulden von 8.839 Euro geradestehen
– mehr als doppelt so viel wie vor zehn
Jahren. Doch das ist nicht alles. Auch
viele Länder gehen den Weg des ver-
meintlich geringsten Widerstands –
wenn Geld fehlt, pumpen sie sich wel-

Im Bereich der öffentlichen Verwaltung schlummern ungenutzte
Wirtschaftlichkeitsreserven. Wie anders ist es zu erklären, dass je
1.000 Einwohner in Sachsen-Anhalt 46 Staatsdiener tätig sind, in
Niedersachsen aber nur 29? Vor allem die neuen Bundesländer haben
nach der Wende die Chance vertan, mit einem schlanken Staat ins
Rennen zu gehen. Stattdessen haben sie Schulden gemacht. Allein in
Mecklenburg-Vorpommern hat sich die Pro-Kopf-Verschuldung seit
1993 rund verzehnfacht.

ches. In der Folge haben sich auch die
Länderschulden in den letzten zehn Jah-
ren verdoppelt:

Die auf jedem Landeskind lasten-
de öffentliche Schuld kletterte seit
1993 von durchschnittlich 2.472 Euro
auf 4.940 Euro.

Die Last, die von Bayern, Branden-
burgern oder etwa Hessen zu schultern
ist, fällt dabei sehr unterschiedlich aus.

Da in den Stadtstaaten die
kommunalen und die Lan-
desschulden zusammen-
fallen, erreicht dort die
Pro-Kopf-Verschuldung
auch das höchste Niveau,
und zwar 15.504 Euro in
Bremen und 14.407 Euro
in Berlin.

Besorgnis erregend sind
Tempo und Niveau der öf-
fentlichen Kreditaufnahme
in den neuen Ländern. Die
Schulden je Einwohner
stiegen in Mecklenburg-
Vorpommern im vergange-
nen Jahrzehnt gleich um
877 Prozent, in Thüringen
um 521 Prozent und in
Sachsen-Anhalt um 472
Prozent.

Dass es auch anders
geht, beweist das Saarland.
Es hat als einziges Bun-
desland seine Pro-Kopf-
Verschuldung gesenkt.

Offenbar haben die jah-
relangen West-Ost-Trans-
fers im Osten eine An-
spruchshaltung erzeugt,
von der schwer wieder he-
runterzukommen ist. Si-

cherlich haben die neuen Länder mit
den Krediten auch einen Teil ihres Nach-
holbedarfs in Sachen Infrastruktur fi-
nanziert. So gibt Brandenburg für den
Straßenbau derzeit pro Kopf jährlich 239
Euro aus – Hessen aber nur 128 Euro.

Bei anderen Haushaltsposten, die
kaum mit Nachholbedarf zu begründen
sind, leben die Ost-Länder allerdings
deutlich über ihre Verhältnisse. Meck-
lenburg-Vorpommern beispielsweise
lässt sich die politische Führung und
die zentrale Verwaltung knapp 500 Euro
pro Einwohner kosten – rund 200 Euro
mehr als Niedersachsen (Grafik).

Auch im Bereich der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung aast der Osten nach
wie vor, obwohl die Kriminalität hinter
dem Ostsee- nicht höher sein dürfte als
hinter dem Nordseedeich. Offenkundig
haben sich viele Ostländer und -gemein-
den noch nicht vom Personalüberhang
aus DDR-Zeiten verabschiedet:

Während in Brandenburg auf 1.000
Bürger 41 Staatsdiener kommen, in
Sachsen-Anhalt 46 und in Berlin 48,
sind es im Saarland nur 31 und in
Niedersachsen 29 Beamte, öffentliche
Angestellte und Arbeiter.

Die unterschiedlichen Ausgabeni-
veaus in den einzelnen Bundesländern
für weit gehend identische öffentliche
Dienstleistungen lassen die Vermutung
zu, dass hier durchaus erhebliche Wirt-
schaftlichkeitsreserven existieren. Es
gibt viele Wege, um die öffentliche Ver-
waltung zu verschlanken, ohne dabei
Leistungen abzubauen. Experten emp-
fehlen vor allem drei Vorgehensweisen:
1. Erschließung von Privatisierungs-
potenzialen. Staatliche Ausgaben ma-
chen heute fast 50 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts aus. Zu Zeiten der
Gründung der Bundesrepublik betrug
die Staatsquote einmal 30 Prozent. Zug
um Zug hat der Staat wegen angebli-
chen Marktversagens und unter dem
Deckmantel der öffentlichen Daseins-
vorsorge Aufgaben übernommen, die
private Unternehmen kostengünstiger
erbringen können.

Öffentliche Verschuldung:
Nur das Saarland rudert zurück
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Berlin, Bremen, Hamburg: einschließlich Kommunalschulden
Stand: jeweils Juni; Ursprungsdaten: BMF

Schulden je Einwohner in Euro

Bremen

Berlin

Hamburg

Bund

Länder

4.0381993
2003 8.839

2.472
4.940

1.160
6.639

6.477
6.407
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6.127
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5.529
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5.296
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2.500
4.183
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3.405

849
2.571

1.263
1.653

12.518
15.504

3.301
14.407
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Brandenburg

Thüringen

Rheinland-Pfalz
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Nordrhein-
Westfalen
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Niedersachsen
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Sachsen-Anhalt

Saarland

Bayern

Hessen

Sachsen
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Der moderne Staat aber muss zu ei-
nem schlanken Staat werden – er muss
sich auf seine Kernaufgaben wie die An-
wendung und Umsetzung der Gesetze
beschränken. Die Versorgung mit Strom,
die Entsorgung von Müll, der öffentliche
Nahverkehr und andere Bereiche sollten
so weit wie möglich privatisiert werden.
Zudem bietet sich gerade hier auch die
Zusammenarbeit zwischen privaten und
öffentlichen Unternehmen an. Eine sol-
che Kooperation wird „Public Private
Partnership“ genannt .

Ein gutes Beispiel dafür, wie man
durch derartige Strategien seinen Haus-
halt in Ordnung bringt, liefert Offen-
bach (Kasten). Die Stadt am Main hat
Betriebe ausgegliedert und dadurch die
Kosten derart gesenkt, dass jetzt sogar
Ortsfremde die Leistungen in Anspruch
nehmen – und der Stadt dadurch neue
Einnahmen bringen.

Um Gebietskörperschaften auch an-
derswo solchermaßen in Zugzwang zu
bringen, sollte im öffentlichen Sektor
generell das strenge Subsidiaritätsprin-
zip angewendet werden. Danach muss
privaten Anbietern bei Erfüllung öffent-
licher Aufgaben grundsätzlich Vorrang
eingeräumt werden. Die Verwaltung
kommt nur dann zum Zuge, wenn sie
nachweist, dass sie diese Aufgaben kos-
tengünstiger erfüllt.

Schon der Nachweis selbst wird so
manchem Amtsschimmel Beine ma-
chen. Denn nur wenn Produktivitäts-
reserven erschlossen werden, kann der
Staat billiger anbieten.
2. Anreize für eine Verbesserung der
organisatorischen Rahmenbedingun-
gen innerhalb der öffentlichen Ver-
waltung. Selbst in hoheitlichen Berei-
chen, also beim Passamt und der Polizei,
könnte ein flexibleres Budget- und
Dienstrecht für eine höhere Effizienz sor-

Um die Produktivität städtischer Be-
triebe zu erhöhen, hat Offenbach be-
schlossen, alle kommunalen Aufgaben
auszugliedern, die über die reine Ho-
heits- und Leistungsverwaltung hinaus-
gehen. Zunächst einmal wurden Eigen-
betriebe gegründet, zum Beispiel einer
für den Bereich Müllsammlung, Stra-
ßenreinigung, Stadtentwässerung, Ge-
bäudemanagement und Gebäuderei-
nigung. Für die Betriebsleitung wurde
kein Laufbahn-Beamter eingestellt,
sondern die Management-Leistung
wurde von einem Privatunternehmen
eingekauft. Im Müllbereich hat das
dazu geführt, dass die Gebühren im
Vergleich zu anderen Städten im Rhein-
Main-Gebiet vom oberen ins untere
Drittel gerutscht sind.

Auch der Friedhof wurde inzwischen
ausgegliedert. Als er noch von der Stadt
betrieben wurde, betrug der Kostende-
ckungsgrad 65 Prozent. Nach der Aus-
gliederung wurde schon im ersten Jahr
ein Gewinn von damals einer halben
Million DM erwirtschaftet, im zweiten
Jahr dann eine Dreiviertelmillion – und
das mit dem gleichen Personal. Denn
das Einzugsgebiet wurde deutlich er-
weitert. Inzwischen gibt es Bestattungs-
institute aus München, die mit Offen-
bach zusammenarbeiten, weil dort Leis-
tung und Kosten stimmen.

Die Stadt hat darüber hinaus auch
personalwirtschaftliche Instrumente ge-
nutzt, um die Effizienz der öffentli-
chen Verwaltung zu steigern, etwa Leis-
tungszulagen. Wenn ehemals drei Leu-
te einen Job gemacht haben und einer
ausscheidet, bleibt es den anderen bei-
den überlassen zu entscheiden, ob sie
die Arbeit des Ausscheidenden über-
nehmen. Sollte dies der Fall sein, er-
halten sie bis zu 30 Prozent der einge-
sparten Personalkosten ausgezahlt.

Die effiziente Stadt
Das Beispiel Offenbach

Öffentliche Verwaltung: Teurer Osten
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Politische Führung und zentrale Verwaltung: Ministerpräsidenten, Staatskanzleien, Ministerien, Presse- und Informationsämter,
statistische Dienste u.Ä.; öffentliche Ordnung: Passwesen, Polizei, Katastrophenschutz u.Ä.; Berlin, Bremen, Hamburg:

einschließlich Gemeindehaushalte; Quelle: Statistisches Bundesamt

Ausgaben im Jahr 2000
    pro Kopf in Euro für ...

... politische Führung
   und zentrale Verwaltung

... öffentliche Ordnung

Mecklenburg-Vorpommern

Brandenburg

Thüringen

Sachsen-Anhalt

Sachsen

Saarland

Hessen

Schleswig-Holstein

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Bayern

Baden-Württemberg

Niedersachsen

Bremen

Hamburg

Berlin

496

428

414

412

370

355

347

344

328

321

317

311

311

440

389

357

38310,3 71,5

-6,3 45,9

-1,2 104,6

-3,7 84,0

-1,2 71,8

7,8 18,4

4,0 16,2

10,9 12,9

10,4 18,1

-1,0 22,4

9,4 21,3

2,6 14,6

-3,6 17,2

13,1 15,0

21,6 8,5

-0,4 24,1

398

317

381

320

312

339

313

320

295

311

271

315

464

508

591

Veränderung
seit 1992

in Prozent

gen. Auch Verwaltungsabläufe lassen sich
transparent organisieren und einem stren-
gen Controlling unterwerfen. Jeder Ab-
teilungsleiter soll selbst über Gelder ver-
fügen dürfen und dafür Rechenschaft
ablegen müssen. Bislang wird ihm per
Haushaltsplan genau vorgegeben, wie
viel Geld er für was ausgeben darf, was
alle Jahre wieder zum so genannten De-
zember-Fieber führt – denn ein nicht aus-
geschöpfter Etat würde im nächsten Jahr
entsprechend gekürzt.

Ein modernes Verwaltungsbenchmar-
king könnte diesen Prozess beschleuni-
gen. Nach dem Motto „Welche Behörde
in welcher Stadt leistet am meisten mit
den wenigsten Mitarbeitern?“ wäre ein
Leistungs- und Kostenvergleich mög-
lich. Jede Gemeinde, die mehr Geld für
die gleiche Aufgabe benötigt, müsste
sich dafür rechtfertigen.
3. Grundsätzliche Überprüfung der
Aufgabenverteilung zwischen den Ge-
bietskörperschaften. Nur auf diese
Weise lassen sich doppelter und mehr-
facher Prüfungs- und Planungsaufwand
durch die Beteiligung mehrerer Gebiets-
körperschaften sowie Mischfinanzie-
rungen vermeiden. Ansonsten kann es
passieren, dass der Bund Werfthilfen
streicht – und ein Bundesland gleich
darauf neue gewährt.


